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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6181/2018
öffentlich
26.03.2018

Dezernat: I
Fachdienst: 10 - Personal-, Organisations- u. Beteiligungsmanagement
Sachbearbeiter/in: Marco Heilmann, Sandra Baumgarten

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Kenntnisnahme Nichtöffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Marburger Ortsrecht - Neufassung der Satzung für das Stadtarchiv (Archivsatzung)

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Die beigefügte Satzung der Universitätsstadt Marburg über die Aufgaben und die 
Benutzung des Stadtarchivs (Archivsatzung) wird beschlossen.

Sachverhalt:

Die bisherige „Satzung der Universitätsstadt Marburg über die Aufgaben und die Benutzung 
des Stadtarchivs sowie die Archivierung städtischen Archivgutes“ wurde durch die Stadtver-
ordnetenversammlung am 22. März 2002 mit Inkrafttreten zum 29. März 2002 beschlossen.

Zwischenzeitlich trat mit dem Hessischen Archivgesetz (HArchivG) vom 01.01.2013 eine wich-
tige Änderung für die Benutzung von Archiven in Kraft: Es gibt seitdem ein Recht auf Nutzung 
des öffentlichen Archivguts, ein berechtigtes Interesse muss nicht mehr nachgewiesen wer-
den. Dementsprechend musste die Archivsatzung geändert und angepasst werden.

Diese gesetzliche Neuerung wurde zum Anlass genommen, die gesamte Archivsatzung 
grundlegend zu überarbeiten und der Stadtverordnetenversammlung neu zur Beschlussfas-
sung vorzulegen. Im Gegensatz zur bisherigen Satzung orientiert sich die Neufassung an der 
Mustersatzung vom 20.01.2018 der Kommunalen Archivberatung des Hessischen Landesar-
chivs. Die einzelnen Änderungen sind in der beigefügten Synopse dargestellt. 

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

Anlagen:
- Synopse der bisherigen Archivsatzung und der Neufassung
- Archivsatzung in der neuen zu beschließenden Fassung
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Neufassung der 
Satzung der Universitätsstadt Marburg 

über die Aufgaben und die Benutzung des Stadtarchivs
- Synopse - 

Derzeitige Fassung Entwurf Neufassung Erläuterungen

Satzung der Universitätsstadt Marburg über die Auf-
gaben und die Benutzung des Stadtarchivs 

sowie die Archivierung städtischen Archivgutes 

Satzung der Universitätsstadt Marburg über die 
Aufgaben und die Benutzung des Stadtarchivs 

(Archivsatzung)

 
Die Überschrift wurde geändert.  

§ 2 a. F. – Unterlagen:
Unterlagen i. S. d. Satzung sind alle bei der Erledi-
gung der Dienstgeschäfte entstehenden Informations-
träger (wie Akten und Schriftstücke, Karten, Pläne, 
Plakate, Karteien, Dateien und Teile davon, Siegel, 
Stempel, Bild-, Film- und Tonaufzeichnungen) sowie 
die Hilfsmittel für ihre Ordnung, Benutzung und Aus-
wertung.

§ 1
Geltungsbereich, Begriffsbestimmung

(1) Diese Satzung regelt den Umgang mit und 
die Benutzung von öffentlichem Archivgut 
der Universitätsstadt Marburg.

(2) Öffentliches Archivgut sind alle archivwür-
digen Unterlagen der Universitätsstadt 
Marburg oder sonstiger Stellen bzw. 
Rechtspersönlichkeiten, die zur dauernden 
Aufbewahrung in das Stadtarchiv über-
nommen worden sind.

(3) Unterlagen sind insbesondere Akten, Amts-
bücher, Urkunden und andere Schrift-
stücke, Karten, Pläne, Plakate, Karteien, 
Siegel, Stempel, digitale Aufzeichnungen, 
Bild-, Film- und Tonaufzeichnungen und 
sonstige Informationsträger einschließlich 
der auf ihnen überlieferten oder gespei-
cherten Informationen sowie der Hilfsmittel 
für ihre Ordnung, Benutzung und Auswertung.

Den bisherigen Regelungen wurde ein 
neuer § 1 – Geltungsbereich, Begriffs-
bestimmung – vorangestellt.
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Derzeitige Fassung Entwurf Neufassung Erläuterungen

(4) Archivwürdig sind Unterlagen, die für die 
Erforschung und das Verständnis von Ge-
schichte und Gegenwart von bleibendem 
Wert sind oder die zur Rechtswahrung so-
wie auf Grund von Rechtsvorschriften dau-
ernd aufzubewahren sind.

§ 1 
Aufgaben

(1) Die Stadt unterhält ein Archiv.

(2) Das Archiv hat die Aufgabe, in der Verwal-
tung angefallene Unterlagen, die zur Aufga-
benerfüllung nicht mehr ständig benötigt 
werden, nach Maßgabe dieser Satzung zu 
übernehmen, auf Dauer aufzubewahren, zu 
sichern, zu erschließen und allgemein nutz-
bar zu machen. Im Hinblick auf die spätere 
Archivierung berät das Stadtarchiv die städti-
schen Stellen bei der Verwaltung und Siche-
rung ihrer Unterlagen.

§ 2
Stellung und Aufgaben des Stadtarchivs

(1) Die Universitätsstadt Marburg unterhält ein 
Stadtarchiv.

(2) Das Stadtarchiv hat die Aufgabe, bei städ-
tischen Stellen angefallene Unterlagen, die 
zur Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt 
werden, nach Feststellung der Archivwür-
digkeit gemäß § 3 Abs. 6 zu archivieren.

(3) Archivierung umfasst die Aufgaben, das 
Archivgut zu erfassen, zu übernehmen, zu 
erschließen, auf Dauer aufzubewahren, zu 
sichern und allgemein nutzbar zu machen.

(4) Als städtische Stellen gelten auch

1. städtische Eigenbetriebe sowie

2. juristische Personen des Privatrechts, 
bei denen die Universitätsstadt mehr 
als die Hälfte der Anteile oder Stim-
men zusteht.

Die Regelungen des § 1 (2) a. F. sind 
nunmehr in geändertem Wortlaut in 
Abs. 2 und 3 n. F. enthalten.
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§ 3 - Beteiligung des Archivs
Das Archiv ist wegen einer möglichen späteren Archi-
vierung an allen grundsätzlichen Fragen zu beteiligen, 
die die Unterlagen betreffen (wie Aktenplan, Akten-
ordnung, Einsatz der Datenverarbeitung, Einsatz von 
Mikroformen oder von Papiersorten).

(3) Das Archiv sammelt außerdem für die Ge-
schichte und Gegenwart der Stadt bedeutsa-
mes sonstiges Dokumentationsmaterial. Es 
kann fremdes Archivgut aufnehmen. Insbe-
sondere bemüht es sich um Übernahme des 
Archivgutes der rechtlich selbständigen städ-
tischen Einrichtungen und städtischen Betei-
ligungsunternehmen.

(4) Das Archiv fördert die Kenntnis der Stadtge-
schichte und wirkt bei ihrer Erforschung und 
Vermittlung mit. Zu diesem Zweck kann das 
Stadtarchiv mit anderen Kultur-, Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten.

(5) Das Stadtarchiv ist an allen grundsätzlichen 
Fragen zu beteiligen, die Folgen für eine 
mögliche spätere Archivierung der Unter-
lagen haben (z. B. Aktenplan, Aktenord-
nung, Einsatz von Papiersorten, Einsatz von 
Mikrofilmen, Einführung und Änderung 
technischer Systeme zur Erstellung und 
Speicherung von Unterlagen).

(6) Das Stadtarchiv kann Dokumentations-
material zur Ergänzung seines Archivguts 
sammeln. Es kann fremdes Archivgut auf-
nehmen.

(7) Das Stadtarchiv fördert die Kenntnis der 
Stadtgeschichte und wirkt bei der Erfor-
schung und Vermittlung mit. Zu diesem 
Zweck kann das Stadtarchiv mit anderen 
Kultur-, Bildungs- und Forschungseinrichtun-
gen zusammenarbeiten. 

Abschnitt I

§ 2 
Unterlagen

Unterlagen i. S. d. Satzung sind alle bei der Erledi-
gung der Dienstgeschäfte entstehenden Informations-
träger (wie Akten und Schriftstücke, Karten, Pläne, 

Nunmehr in § 1 Abs. 3 enthalten. Bereits oben dargestellt.
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Plakate, Karteien, Dateien und Teile davon, Siegel, 
Stempel, Bild-, Film- und Tonaufzeichnungen) sowie 
die Hilfsmittel für ihre Ordnung, Benutzung und Aus-
wertung.

§ 3
Beteiligung des Archivs

Das Archiv ist wegen einer möglichen späteren Archi-
vierung an allen grundsätzlichen Fragen zu beteiligen, 
die die Unterlagen betreffen (wie Aktenplan, Akten-
ordnung, Einsatz der Datenverarbeitung, Einsatz von 
Mikroformen oder von Papiersorten).

Nunmehr in § 2 Abs. 5 enthalten. Bereits oben dargestellt.

§ 4 
Aussonderung und Vernichtung von 

Unterlagen

(1) Die Dezernate, Ämter und Betriebe der Stadt, 
im folgenden Dienststellen genannt, sind ver-
pflichtet, alle Unterlagen, die zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben nicht mehr erforderlich sind, un-
ter Wahrung der für ihr Aufgabengebiet gel-
tenden gesetzlichen Vorschriften, unverzüg-
lich auszusondern. Die Dienststellen bestim-
men im Einzelfall, wie lange die Unterlagen 
aus rechtlichen Gründen oder im Verwal-
tungsinteresse aufzubewahren sind. Soweit 
keine gesetzlichen Aufbewahrungsfristen be-
stehen, sind die Empfehlungen der Kommu-
nalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-
vereinfachung (KGSt) maßgebend. 

§ 3
Aussonderung und Bewertung von 

Unterlagen

(1) Die städtischen Stellen sind verpflichtet, al-
le Unterlagen, die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nicht mehr erforderlich sind, auszuson-
dern. Die Stellen prüfen in regelmäßigen 
Abständen, mindestens aber alle zwei 
Jahre, welche Teile ihrer Unterlagen für 
die laufenden Dienstgeschäfte nicht mehr 
benötigt werden. Unterlagen sind dabei 
spätestens 30 Jahre nach ihrer Entste-
hung auszusondern.
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(2) Ausgesonderte Unterlagen sind von der abge-
benden Dienststelle dem Archiv vollständig 
zur Übernahme anzubieten. Anzubieten sind 
auch Unterlagen, die besonderen Vorschriften 
über Geheimhaltung oder über den Daten-
schutz unterworfen sind (z. B. § 30 Abgaben-
ordnung, § 35 Sozialgesetzbuch I).

(3) Belegstücke sämtlicher Veröffentlichungen 
und amtlicher Drucksachen der Stadt sind 
dem Archiv für die zeitgeschichtliche Samm-
lung und die Druckschriftenabteilung zuzulei-
ten. Ihm sind auch die ausgesonderten Bü-
cher aus den Bibliotheken der Dienststellen 
anzubieten.

(4) Auswahlkriterien und technische Kriterien für 
die Übernahme von automatisiert gespeicher-
ten Informationen sowie für gleichförmige Un-
terlagen, die in großer Zahl anfallen, regelt die 
Allgemeine Geschäftsanweisung der Stadt-
verwaltung Marburg.

(5) Im Einvernehmen mit dem Archiv kann vom 
Anbieten von Unterlagen mit offensichtlich ge-
ringer Bedeutung abgesehen werden.

(2) Ausgesonderte Unterlagen sind von der ab-
gebenden Stelle unter Angabe der Aufbe-
wahrungsfrist in ein Aussonderungsver-
zeichnis einzutragen und dem Stadtar-
chiv vollständig zur Übernahme anzubie-
ten. Anzubieten sind auch Unterlagen, die 
besonderen Vorschriften über Geheim-
haltung oder über den Datenschutz unter-
worfen sind. Gesetzliche Vorschriften 
über die Löschung oder Vernichtung un-
zulässig erhobener oder verarbeiteter Da-
ten oder Unterlagen bleiben unberührt.

(3) Das Stadtarchiv übernimmt auch Beleg-
stücke sämtlicher Veröffentlichungen und 
amtlicher Drucksachen der Universitäts-
stadt Marburg. Ihm sind die ausgesonder-
ten Bücher aus den Dienstbibliotheken der 
städtischen Stellen anzubieten.

(4) Technische Kriterien für die Übernahme 
von automatisiert gespeicherten Informatio-
nen legen die anbietende Stelle und das 
Stadtarchiv in einer Vereinbarung vorher 
im Grundsatz fest.

(5) Im Einvernehmen mit dem Stadtarchiv kann 
vom Anbieten von Unterlagen von offensicht-
lich geringer Bedeutung abgesehen werden.

7 von 28 in der Zusammenstellung



- 6 -

Derzeitige Fassung Entwurf Neufassung Erläuterungen

(6) Das Archiv überprüft die Unterlagen und ent-
scheidet im Benehmen mit der anbietenden 
Dienststelle über ihre Archivwürdigkeit und die 
Übernahme in das Archiv. Unterlagen von 
bleibendem Wert sind vom Archiv zu überneh-
men. Sie gehen mit der Übernahme in die 
ausschließliche Verantwortung des Archivs 
über.

(6) Das Stadtarchiv entscheidet über die Ar-
chivwürdigkeit der ausgesonderten Un-
terlagen (Bewertung) und die Übernahme 
in das Stadtarchiv. Mit der Übernahme 
gehen die Unterlagen in die ausschließli-
che Verfügungsgewalt des Stadtarchivs 
über. Das Aussonderungsverzeichnis ist 
dauernd aufzubewahren.

§ 5 
Vernichtung

Die Dienststellen dürfen anzubietende Unterlagen 
nicht vernichten oder Daten nicht löschen, sofern 
nicht das Archiv innerhalb eines Jahres über die Ar-
chivwürdigkeit angebotener Unterlagen entschieden 
hat oder die Übernahme ablehnt.

§ 4
Vernichtung von Unterlagen

Die städtischen Stellen dürfen Unterlagen nur 
vernichten oder Daten nur löschen, wenn das 
Stadtarchiv die Übernahme abgelehnt oder nach 
§ 3 Abs. 5 auf eine Anbietung verzichtet hat.

Geänderter Wortlaut.

Abschnitt II
§ 6 

Nichtdienstliche Benutzung des Archivs

(1) Jede Person, die ein berechtigtes Interesse 
glaubhaft macht, darf nach Maßgabe dieser 
Archivsatzung das Archivgut benutzen, soweit 
sich aus Rechtsvorschriften oder Vereinbarun-
gen mit derzeitigen oder früheren Eigentü-
mern des Archivguts nichts anderes ergibt.

(2) Ein berechtigtes Interesse ist insbesondere 
gegeben, wenn die Nutzung zu amtlichen, 
wissenschaftlichen, publizistischen oder Un-

§ 5
Benutzung des Archivgutes

(1) Die Benutzung des Archivgutes nach 
Maßgabe der Archivsatzung steht jeder 
Person zu, soweit sich aus Rechtsvorschrif-
ten oder Vereinbarungen mit derzeitigen 
oder früheren Eigentümern und Eigentüme-
rinnen des Archivgutes nichts anderes er-
gibt.

(2) Der Zweck der Nutzung, der persönlicher, 
amtlicher, wissenschaftlicher, pädagogi-
scher, publizistischer oder gewerblicher 

Die weibliche Form wurde hinzugefügt.
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terrichtszwecken sowie zur Wahrnehmung be-
rechtigter persönlicher oder gewerblicher Be-
lange begehrt wird.

(3) Als Benutzung des Archivs gelten im Regelfall

a) Auskunft und Beratung durch das 
Archivpersonal,

b) Einsichtnahme in die Findbücher 
und sonstigen Hilfsmittel,

c) Einsichtnahme in Archivgut.

Art sein kann, muss dargelegt werden.

(3) Möglichkeiten der Benutzung:

1. Archivgut wird grundsätzlich durch per-
sönliche Einsichtnahme im Archiv be-
nutzt.

2. Weiterhin ist eine mündliche oder schrift-
liche Auskunftserteilung möglich, die ei-
ne Vorlage oder Abgabe von Kopien, Ab-
schriften oder anderen Reproduktionen 
gemäß Verwaltungskostensatzung ein-
schließen kann.

3. Die schriftliche oder mündliche Auskunft-
serteilung kann sich auf Hinweise zu ein-
schlägigem Archivgut beschränken.

(4) Über die Erteilung der Benutzungsgeneh-
migung und die Art der Benutzung ent-
scheidet das Stadtarchiv auf Grundlage 
der Archivsatzung.

§ 7 
Benutzungsantrag

(1) Bei persönlicher Benutzung ist ein Benut-
zungsantrag auszufüllen. Die Person hat sich 
auf Verlangen auszuweisen.

(2) Im Benutzungsantrag ist der Name und die 
Anschrift des Benutzers oder der Benutzerin, 
gegebenenfalls auch Name und Anschrift des 

§6
Benutzungsantrag

(1) Die Benutzung ist schriftlich zu beantra-
gen. Die benutzende Person hat sich auf 
Verlangen auszuweisen.

(2) Im Benutzungsantrag sind der Name, der 
Vorname und die Anschrift der benutzen-
den Person, das Benutzungsvorhaben, der 
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Auftraggebers oder der Auftraggeberin sowie 
das Benutzungsvorhaben, der überwiegende 
Benutzungszweck und die Art der Auswertung 
anzugeben. Ist die benutzende Person min-
derjährig, so ist dies anzugeben. Für jedes 
Benutzungsvorhaben ist ein eigener Benut-
zungsantrag zu stellen.

(3) Die benutzende Person hat sich zur Beach-
tung der Benutzungsordnung zu verpflichten.

überwiegende Benutzungszweck und die Art 
der Auswertung, ggf. auch der Name und die 
Anschrift der den Auftrag gebenden Per-
son oder Institution, anzugeben. Ist die be-
nutzende Person minderjährig, hat sie dies 
anzuzeigen. Für jedes Benutzungsvorhaben 
ist ein eigener Benutzungsantrag zu stellen.

(3) Die benutzende Person hat sich zur Beach-
tung der Archivsatzung zu verpflichten.

(4) Bei schriftlichen oder mündlichen Anfra-
gen kann auf einen schriftlichen Benut-
zungsantrag verzichtet werden.

§ 8 
Benutzungsgenehmigung

Die Benutzung des Archivs ist zu genehmigen, so-
weit nicht Schutzfristen oder in § 10 genannte Grün-
de entgegenstehen.

§ 8 a. F. kann aufgrund der neuen For-
mulierung in § 5 Abs. 1 gestrichen wer-
den.

§ 9 
Schutzfristen

(1) Die Schutzfristen richten sich nach dem Hes-
sischen Archivgesetz. Soweit durch Rechts-
vorschriften nichts anderes bestimmt ist, wird 
Archivgut im Regelfall 30 Jahre nach Entste-
hung der Unterlagen für die Benutzung freige-
geben. Unterlagen, die besonderen Geheim-
haltungsvorschriften unterliegen, dürfen erst 

§ 7
Schutzfristen

Die Benutzung von Unterlagen, die einer Schutz-
frist unterliegen, richtet sich nach § 13 und § 12 
Abs. 3 Hessisches Archivgesetz (HArchivG).

§ 7 n. F. – Schutzfristen – soll nunmehr 
in verkürzter Version dargestellt wer-
den und lediglich auf die einschlägigen 
Paragraphen des Hess. Archivgeset-
zes verwiesen werden.
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60 Jahre nach ihrer Entstehung benutzt wer-
den. Archivgut, das sich von seinem Entste-
hungszweck her überwiegend auf eine einzel-
ne natürliche Person bezieht (personenbezo-
genes Archivgut) darf erst 10 Jahre nach dem 
Tod der betreffenden Person benutzt werden. 
Ist der Todestag nicht oder nur mit unvertret-
barem Aufwand festzustellen, endet die 
Schutzfrist 100 Jahre nach der Geburt der be-
troffenen Person. Personenbezogenes Archiv-
gut, das besonderen Geheimhaltungs- und 
Schutzvorschriften unterliegt, darf in den Fäl-
len des Satzes 4 frühestens 30 Jahre nach 
dem Tod und in den Fällen des Satzes 5 frü-
hestens 120 Jahre nach der Geburt der be-
treffenden Person benutzt werden.

(2) Die Schutzfristen nach Absatz 1 gelten nicht 
für solche Unterlagen, die bereits bei ihrer 
Entstehung zur Veröffentlichung bestimmt wa-
ren. Amtsträger in Ausübung ihrer Ämter sind 
keine betroffenen Personen im Sinne des Ab-
satzes 1.

(3) Die in Absatz 1 festgelegten Schutzfristen gel-
ten auch bei der Benutzung durch öffentliche 
Stellen. Für die abgebenden öffentlichen Stel-
len gelten die Schutzfristen des Absatzes 1 
nur für solche Unterlagen, die bei ihnen auf-
grund besonderer Vorschriften hätten ge-
sperrt, gelöscht oder vernichtet werden müs-
sen.

(4) Die Schutzfristen können auf Antrag im Ein-
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zelfall oder für bestimmte Archivgutgruppen 
verkürzt oder um höchstens 20 Jahre verlän-
gert werden, wenn es im öffentlichen Interes-
se liegt.

(5) Bei personenbezogenem Archivgut ist eine 
Verkürzung nur zulässig, wenn die Benutzung 
schriftlich beantragt wird, sie für ein bestimm-
tes Forschungsvorhaben erfolgt und schutz-
würdige Belange der betroffenen Personen 
oder Dritter nicht beeinträchtigt werden oder 
das öffentliche Interesse an der Durchführung 
des Forschungsvorhabens die schutzwürdi-
gen Belange erheblich überwiegt. Soweit es 
der Forschungszweck zulässt, sind die For-
schungsergebnisse ohne personenbezogene 
Angaben aus dem Archivgut zu veröffentli-
chen. Die Benutzung personenbezogener Ak-
ten ist unabhängig von den in Absatz 1 ge-
nannten Schutzfristen zulässig, wenn die Per-
son, auf die sich das Archivgut bezieht, oder 
im Falle ihres Todes ihre Angehörigen, zuge-
stimmt haben; die Einwilligung ist von dem 
überlebenden Ehegatten, nach dessen Tod 
von seinen Kindern und wenn weder ein Ehe-
gatte noch Kinder vorhanden sind, von den El-
tern der betroffenen Person einzuholen. Den 
Nachweis der Einwilligung des oder der Be-
troffenen hat der Benutzer oder die Benutzerin 
beizubringen.

(6) Für Archivgut, das Rechtsvorschriften des 
Bundes über Geheimhaltung im Sinne der §§ 
8, 10 und 11 des Bundesarchivgesetzes un-
terliegt, gelten die Schutzfristen des § 5 Bun-
desarchivgesetz.
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§ 10 
Einschränkung oder Versagung der 

Benutzungsgenehmigung

(1) Die Benutzung des Archivs ist einzuschränken 
oder zu versagen, wenn Grund zu der Annah-
me besteht, dass

1. dem Wohl der Bundesrepublik 
Deutschland oder dem Wohl eines ih-
rer Länder wesentliche Nachteile er-
wachsen,

2. schutzwürdige Belange Dritter beein-
trächtigt werden oder

3. der Erhaltungszustand des Archivgu-
tes gefährdet würde.

4. das Wohl der Stadt verletzt werden 
könnte,

5. Vereinbarungen mit derzeitigen oder 
früheren Eigentümern fremder Archi-
valien entgegenstehen,

§ 8
Einschränkung oder Versagung der 

Benutzungsgenehmigung

(1) Die Benutzung des Stadtarchivs ist einzu-
schränken oder zu versagen, wenn Grund zu 
der Annahme besteht, dass

1. dem Wohl der Stadt, dem Wohl des 
Landes Hessen oder eines ande-
ren Landes der Bundesrepublik 
Deutschland oder dem Wohl der 
Bundesrepublik Deutschland we-
sentliche Nachteile erwachsen oder

2. schutzwürdige Belange Dritter beein-
trächtigt werden.

(2) Darüber hinaus kann die Benutzung des 
Stadtarchivs auch aus anderen wichtigen 
Gründen eingeschränkt oder versagt wer-
den, insbesondere wenn

1. Vereinbarungen mit derzeitigen oder 
früheren Eigentümern und Eigentü-
merinnen entgegenstehen,

2. die antragstellende Person 
schwerwiegend gegen die Ar-
chivsatzung verstößt oder ihr er-
teilte Auflagen nicht eingehalten 
hat,

3. der Ordnungszustand des Archiv-
gutes eine Benutzung nicht zu-
lässt,

4. der Erhaltungszustand des Archivgu-

Die bisherige „IST-Regelung“ des § 10 
Abs. 1 a. F. soll nunmehr in eine „IST-“ 
und in eine „KANN-Regelung“ (Abs. 1 
bzw. Abs. 2) aufgeteilt werden.

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 a. F. nunmehr in § 8 
Abs. 2 Nr. 4
§ 10 Abs. 1 Nr. 4 a. F. nunmehr in § 8 
Abs. 1 Nr. 1
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6. Archivgut aus dienstlichen Gründen 
oder wegen gleichzeitiger anderweiti-
ger Benutzung nicht verfügbar ist 
oder

7. der Benutzungszweck anderweitig, 
insbesondere durch Einsichtnahme in 
Druckwerke oder in Reproduktionen 
erreicht werden kann.

(2) Die Benutzungserlaubnis kann mit Inhalts- 
und Nebenbestimmungen (Auflagen, Bedin-
gungen, Befristungen) versehen werden. Sie 
kann widerrufen oder zurückgenommen wer-
den, insbesondere wenn

1. Angaben im Benutzungsantrag nicht 
oder nicht mehr zutreffen,

2. nachträglich Gründe bekannt werden, 
die zur Versagung der Benutzung ge-
führt hätten,

3. die benutzende Person gegen die Ar-
chivsatzung verstößt oder erteilte Ne-
benbestimmungen nicht einhält oder

4. die benutzende Person Urheber- und 
Persönlichkeitsschutzrechte sowie 
schutzwürdige Belange Dritter nicht 
beachtet.

tes gefährdet würde,
5. Archivgut aus dienstlichen Gründen 

oder wegen gleichzeitiger anderweiti-
ger Benutzung nicht verfügbar ist 
oder 

6. der Benutzungszweck anderweitig, 
insbesondere durch Einsichtnahme in 
allgemein zugängliche Druckwerke 
oder in Reproduktionen erreicht wer-
den kann.

(3) Die Benutzungsgenehmigung kann mit In-
halts- und Nebenbestimmungen (Auflagen, 
Bedingungen, Befristungen) versehen wer-
den. Sie kann widerrufen oder zurückgenom-
men werden, insbesondere wenn:

1. Angaben im Benutzungsantrag nicht 
oder nicht mehr zutreffen,

2. nachträglich Gründe bekannt werden, die 
zur Versagung der Benutzung geführt 
hätten,

3. die benutzende Person schwerwiegend 
gegen die Archivsatzung verstößt oder 
ihr erteilte Nebenbestimmungen nicht 
einhält oder

4. die benutzende Person Urheber- und 
Persönlichkeitsschutzrechte sowie 
schutzwürdige Belange Dritter nicht be-
achtet.
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§ 11 
Ort und Zeit der Benutzung 

Das Archivgut kann im Benutzerraum während der 
festgesetzten Öffnungszeiten und nach Vereinbarung 
eingesehen werden.

§ 9
Ort und Zeit der Benutzung

(1) Das Archivgut wird während der festgesetz-
ten Öffnungszeiten im Leseraum zur Ein-
sichtnahme vorgelegt.

(2) Das Betreten der Magazine durch benut-
zende Personen ist untersagt.

(3) Die benutzende Person hat sich im Lese-
raum so zu verhalten, dass andere Perso-
nen nicht behindert oder belästigt wer-
den. Zum Schutz des Archivgutes ist es 
insbesondere untersagt, im Leseraum zu 
essen oder zu trinken. Taschen und Män-
tel dürfen nicht in den Leseraum mitge-
nommen werden.

(4) Ausnahmen sind mit vorheriger Zustim-
mung des Archivpersonals zulässig.

§ 12 
Vorlage von Archivgut

§ 10
Vorlage von Archivgut

(1) Archivgut ist sorgfältig zu behandeln und 
in gleicher Ordnung und in gleichem Zu-
stand wie es vorgelegt wurde, spätestens 
am Ende der jeweiligen Öffnungszeit wie-
der zurückzugeben. Es ist untersagt, Ar-
chivgut zu beschädigen oder zu verän-
dern.
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(1) Das Archiv kann den Umfang des gleichzeitig 
vorzulegenden Archivguts beschränken; es      

            kann die Bereithaltung zur Benutzung zeitlich   
            begrenzen.

(2) Auf die Versendung von Archivgut zur Benut-
zung außerhalb des Stadtarchivs besteht kein 
Anspruch. In Ausnahmefällen kann Archivgut 
an andere Archive und zu Ausstellungszwe-
cken ausgeliehen werden. Die Versendung 
kann von Auflagen abgängig gemacht wer-
den.

(3) Die Bibliothek des Stadtarchivs ist Benutzern 
nur in dem Maße zugänglich, wie es der 
Dienstbetrieb erlaubt.

(4) Im Hessischen Staatsarchiv Marburg depo-
nierte Unterlagen des Stadtarchivs sind dort 
zu benutzen. Die Benutzung richtet sich nach 
der dortigen Benutzungsordnung.

(2) Bemerkt die benutzende Person Schäden 
an dem Archivgut, so hat sie dies unver-
züglich dem Archivpersonal anzuzeigen.

(3) Das Stadtarchiv kann den Umfang des 
gleichzeitig vorzulegenden Archivgutes be-
schränken; es kann die Bereithaltung der 
Benutzung zeitlich begrenzen.

(4) Auf die Versendung von Archivgut zur Benut-
zung außerhalb des Stadtarchivs besteht 
kein Anspruch. Ausnahmsweise kann Ar-
chivgut an andere öffentliche Archive und zu 
Ausstellungszwecken auf Kosten der Auslei-
henden ausgeliehen werden. Die Versen-
dung kann von Auflagen abhängig gemacht 
werden. Eine Ausleihe zur Benutzung au-
ßerhalb von Archiv- oder Ausstellungs-
räumen ist ausgeschlossen.

§ 12 Abs. 4 a. F. trifft nicht mehr zu.
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§ 13 
Reproduktionen und Editionen

(1) Die Anfertigung von Reproduktionen und de-
ren Publikation sowie die Edition von Archiv-
gut bedürfen der Zustimmung des Stadtar-
chivs. Die Reproduktionen dürfen nur für den 
freigegebenen Zweck und unter Angabe der 
Belegstelle verwendet werden.

(2) Die Herstellung von Reproduktionen fremder 
Archivalien bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Eigentümers.

§ 11
Reproduktionen und Editionen

(1) Die Anfertigung von Reproduktionen und de-
ren Publikation sowie die Edition von Archiv-
gut bedürfen der Zustimmung des Stadtar-
chivs. Die Reproduktionen dürfen nur für den 
freigegebenen Zweck unter der Angabe der 
Fundstelle verwendet werden.

(2) Die Herstellung von Reproduktionen frem-
den Archivgutes bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Eigentümerin oder des Ei-
gentümers.

§ 14 
Auswertung des Archivguts

(1) Die vorgelegten Archivalien und Archivhilfs-
mittel dürfen nur für den Zweck benutzt wer-
den, für den eine Benutzungsgenehmigung 
vorliegt. Sollen andere aus den Archivalien 
gewonnene Erkenntnisse verwertet werden, 
so bedarf dies einer besonderen Genehmi-
gung.

(2) Die benutzende Person hat bei der Auswer-
tung der aus dem Archivgut gewonnenen Er-
kenntnisse die Rechte und Interessen der 
Stadt sowie die Urheber- und Persönlichkeits-
rechte Dritter zu wahren.

§ 12
Auswertung des Archivgutes

(1) Die benutzende Person hat bei der Auswer-
tung der aus dem Archivgut gewonnenen Er-
kenntnisse die Rechte der Universitätsstadt 
Marburg sowie die Urheber- und Persönlich-
keitsrechte Dritter zu wahren. Sie hat die 
Universitätsstadt Marburg auf Verlangen 
von Ansprüchen Dritter durch schriftliche 
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Erklärung freizustellen.

(2) Bei der Veröffentlichung aus dem Archiv-
gut gewonnener Erkenntnisse ist die 
Fundstelle anzugeben.

§ 15 
Belegexemplar

(1) Werden Arbeiten unter wesentlicher Verwen-
dung von Archivgut des Archivs verfasst, sind 
die Benutzer verpflichtet, dem Archiv kosten-
los und unaufgefordert ein Belegexemplar zu 
überlassen. Dies gilt auch für Manuskripte und 
die Veröffentlichung von Reproduktionen. Auf 
die Abgabe kann in Ausnahmefällen verzichtet 
werden.

(2) Beruht die Arbeit nur teilweise auf Archivgut 
des Archivs, so hat der Benutzer die Druckle-
gung mit den genauen bibliographischen An-
gaben anzuzeigen und kostenlos Kopien der 
entsprechenden Seiten zur Verfügung zu stel-
len.

§ 13
Belegexemplar

(1) Wird eine Arbeit unter wesentlicher Ver-
wendung von Archivgut des Stadtarchivs 
verfasst, sind Benutzende verpflichtet, dem 
Stadtarchiv kostenlos und unaufgefordert 
ein Belegexemplar zu überlassen. Dies gilt 
auch für Manuskripte und die Veröffentli-
chung von Reproduktionen. Auf die Abgabe 
kann in Ausnahmefällen verzichtet werden.

(2) Beruht die Arbeit nur teilweise auf Archivgut 
des Stadtarchivs, so hat die benutzende 
Person unaufgefordert die Drucklegung mit 
den genauen bibliographischen Angaben an-
zuzeigen und kostenlos Kopien der entspre-
chenden Seiten zur Verfügung zu stellen.

(3) Wird die Arbeit in einem elektronischen 
Netzwerk (z. B. Internet) veröffentlicht, so 
hat die benutzende Person dem Stadtar-
chiv unaufgefordert die entsprechende 
Adresse mitzuteilen. Bei zugangsbe-
schränkten Angeboten ist dem Stadtar-
chiv kostenloser Zugriff zur Sicherung ei-
nes Belegexemplares in elektronischer 
Form zu gewähren. § 13 Abs. 2 gilt ent-
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sprechend.

§ 16 
Rechte Betroffener

(1) Der betroffenen Person ist, unabhängig von 
den in § 9 festgelegten Schutzfristen, auf An-
trag Auskunft über die im Archivgut zu ihrer 
Person enthaltenen Daten zu erteilen, soweit 
diese erschlossen sind. Statt einer Auskunft 
kann das Archiv Einsicht in die Unterlagen ge-
währen.

(2) Das Archiv ist verpflichtet, den zum öffentli-
chen Archivgut gehörigen Unterlagen eine 
Gegendarstellung der betroffenen Person bei-
zufügen, wenn diese durch eine in den Unter-
lagen enthaltene falsche Tatsachenbehaup-
tung betroffen ist und die betroffene Person 
ein berechtigtes Interesse an der Gegendar-
stellung glaubhaft macht. Nach dem Tod der 
betroffenen Person steht dieses Recht den 
Angehörigen im Sinne des § 15 Abs. 4 Satz 3 
HArchivG zu.

(3) Die Gegendarstellung bedarf der Schriftform 
und muss von der betroffenen Person oder ih-
ren Angehörigen unterzeichnet sein. Sie muss 
sich auf Tatsachen beschränken und darf kei-
nen strafbaren Inhalt haben.

(4) Diese Bestimmungen gelten nicht für amtliche 
Niederschriften und Berichte über öffentliche 

§ 14
Rechte betroffener Personen

Das Recht betroffener Personen auf Auskunft 
aus dem Archivgut und auf Berichtigung von 
Unterlagen richtet sich nach § 15 HArchivG.
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Sitzungen der satzungsgebenden oder be-
schließenden Organe der Stadt und andere 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 
die der Aufsicht der Stadt unterstehen.

§ 17
Haftung

Die benutzende Person haftet für die von ihr verur-
sachten Verluste oder Beschädigungen des überlas-
senen Archivguts sowie für sonstige bei der Benut-
zung des Archivs verursachten Schäden. Dies gilt 
nicht, wenn die benutzende Person nachweist, dass 
sie kein Verschulden trifft.

§ 15
Haftung

(1) Die benutzende Person haftet für die von ihr 
verursachten Verluste oder Beschädigungen 
des überlassenen Archivgutes sowie für 
sonstige bei der Benutzung des Stadtar-
chivs verursachten Schäden. Dies gilt nicht, 
wenn die benutzende Person nachweist, 
dass sie kein Verschulden trifft.

(2) Die Universitätsstadt Marburg haftet nur 
für Schäden, die auf Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit bei der Vorlage von Ar-
chivgut oder Reproduktionen zurückzu-
führen sind.

§ 18 
Gebühren

(1) Die Erhebung von Gebühren und Auslagen 
richtet sich nach der städtischen Verwaltungs-
gebührensatzung.

(2) Bei der Benutzung des Archivgutes für wis-
senschaftliche oder ortsgeschichtliche Zwecke 

§ 16
Gebühren

(1) Die Erhebung von Gebühren und Auslagen 
(z. B. Reproduktionskosten) richtet sich 
nach der Verwaltungskostensatzung der 
Universitätsstadt Marburg in der jeweils 
gültigen Fassung.

(2) Bei der Benutzung des Archivgutes für wis-
senschaftliche, ortsgeschichtliche oder Un-
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kann auf die Erhebung von Gebühren verzich-
tet werden. Gleiches gilt, wenn ein städtisches 
Interesse an der Benutzung des Archivguts 
besteht oder wirtschaftliche Gründe der benut-
zenden Person dies rechtfertigen.

terrichtszwecke kann auf die Erhebung von 
Gebühren verzichtet werden. Gleiches gilt, 
wenn ein städtisches Interesse an der Be-
nutzung des Archivgutes besteht oder wirt-
schaftliche Gründe der benutzenden Person 
dies rechtfertigen.

§ 19 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

§ 17
Inkrafttreten

Diese Archivsatzung tritt am Tage nach ihrer amt-
lichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Archivsatzung vom 25.03.2002 außer Kraft.

Marburg, 25.03.2002

DER MAGISTRAT
DER UNIVERSITÄTSSTADT MARBURG

Dietrich Möller
Oberbürgermeister

Marburg, xx.xx.xxxx

Der Magistrat 
der Universitätsstadt Marburg

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Stand: 28.03.2018
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Satzung 
der Universitätsstadt Marburg 

über die Aufgaben und die Benutzung des Stadtarchivs 
(Archivsatzung)

Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. September 2016 (GVBl. S. 167), i. V. m. § 19 des Hessischen Archivgesetzes (HArchivG) 
vom 26. November 2012 (GVBl. S. 458), geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 5. Ok-
tober 2017 (GVBl. S. 294), hat die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Mar-
burg folgende Archivsatzung beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich, Begriffsbestimmung

(1) Diese Satzung regelt den Umgang mit und die Benutzung von öffentlichem Archivgut 
der Universitätsstadt Marburg. 

(2) Öffentliches Archivgut sind alle archivwürdigen Unterlagen der Universitätsstadt Mar-
burg oder sonstiger Stellen bzw. Rechtspersönlichkeiten, die zur dauernden Aufbewah-
rung in das Stadtarchiv übernommen worden sind. 

(3) Unterlagen sind insbesondere Akten, Amtsbücher, Urkunden und andere Schriftstücke, 
Karten, Pläne, Plakate, Karteien, Siegel, Stempel, digitale Aufzeichnungen, Bild-, Film- 
und Tonaufzeichnungen und sonstige Informationsträger einschließlich der auf ihnen 
überlieferten oder gespeicherten Informationen sowie der Hilfsmittel für ihre Ordnung, 
Benutzung und Auswertung.

(4) Archivwürdig sind Unterlagen, die für die Erforschung und das Verständnis von Ge-
schichte und Gegenwart von bleibendem Wert sind oder die zur Rechtswahrung sowie 
auf Grund von Rechtsvorschriften dauernd aufzubewahren sind.

§ 2
Stellung und Aufgaben des Stadtarchivs

(1) Die Universitätsstadt Marburg unterhält ein Stadtarchiv.

(2) Das Stadtarchiv hat die Aufgabe, bei städtischen Stellen angefallene Unterlagen, die 
zur Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden, nach Feststellung der Archivwür-
digkeit gemäß § 3 Abs. 6 zu archivieren.

(3) Archivierung umfasst die Aufgaben, das Archivgut zu erfassen, zu übernehmen, zu er-
schließen, auf Dauer aufzubewahren, zu sichern und allgemein nutzbar zu machen.

(4) Als städtische Stellen gelten auch

1. städtische Eigenbetriebe sowie

2. juristische Personen des Privatrechts, bei denen die Universitätsstadt mehr als die 
Hälfte der Anteile oder Stimmen zusteht.
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(5) Das Stadtarchiv ist an allen grundsätzlichen Fragen zu beteiligen, die Folgen für eine 
mögliche spätere Archivierung der Unterlagen haben (z. B. Aktenplan, Aktenordnung, 
Einsatz von Papiersorten, Einsatz von Mikrofilmen, Einführung und Änderung techni-
scher Systeme zur Erstellung und Speicherung von Unterlagen).

(6) Das Stadtarchiv kann Dokumentationsmaterial zur Ergänzung seines Archivguts sam-
meln. Es kann fremdes Archivgut aufnehmen.

(7) Das Stadtarchiv fördert die Kenntnis der Stadtgeschichte und wirkt bei der Erforschung 
und Vermittlung mit. Zu diesem Zweck kann das Stadtarchiv mit anderen Kultur-, Bil-
dungs- und Forschungseinrichtungen zusammenarbeiten.

§ 3
Aussonderung und Bewertung von Unterlagen

(1) Die städtischen Stellen sind verpflichtet, alle Unterlagen, die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben nicht mehr erforderlich sind, auszusondern. Die Stellen prüfen in regelmäßigen Ab-
ständen, mindestens aber alle zwei Jahre, welche Teile ihrer Unterlagen für die laufen-
den Dienstgeschäfte nicht mehr benötigt werden. Unterlagen sind dabei spätestens 30 
Jahre nach ihrer Entstehung auszusondern.

(2) Ausgesonderte Unterlagen sind von der abgebenden Stelle unter Angabe der Aufbe-
wahrungsfrist in ein Aussonderungsverzeichnis einzutragen und dem Stadtarchiv voll-
ständig zur Übernahme anzubieten. Anzubieten sind auch Unterlagen, die besonderen 
Vorschriften über Geheimhaltung oder über den Datenschutz unterworfen sind. Ge-
setzliche Vorschriften über die Löschung oder Vernichtung unzulässig erhobener oder 
verarbeiteter Daten oder Unterlagen bleiben unberührt.

(3) Das Stadtarchiv übernimmt auch Belegstücke sämtlicher Veröffentlichungen und amt-
licher Drucksachen der Universitätsstadt Marburg. Ihm sind die ausgesonderten Bü-
cher aus den Dienstbibliotheken der städtischen Stellen anzubieten.

(4) Technische Kriterien für die Übernahme von automatisiert gespeicherten Informatio-
nen legen die anbietende Stelle und das Stadtarchiv in einer Vereinbarung vorher im 
Grundsatz fest.

(5) Im Einvernehmen mit dem Stadtarchiv kann vom Anbieten von Unterlagen von offen-
sichtlich geringer Bedeutung abgesehen werden.

(6) Das Stadtarchiv entscheidet über die Archivwürdigkeit der ausgesonderten Unterlagen 
(Bewertung) und die Übernahme in das Stadtarchiv. Mit der Übernahme gehen die Un-
terlagen in die ausschließliche Verfügungsgewalt des Stadtarchivs über. Das Ausson-
derungsverzeichnis ist dauernd aufzubewahren.

§ 4
Vernichtung von Unterlagen

Die städtischen Stellen dürfen Unterlagen nur vernichten oder Daten nur löschen, wenn das 
Stadtarchiv die Übernahme abgelehnt oder nach § 3 Abs. 5 auf eine Anbietung verzichtet hat.
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§ 5
Benutzung des Archivgutes

(1) Die Benutzung des Archivgutes nach Maßgabe der Archivsatzung steht jeder Person 
zu, soweit sich aus Rechtsvorschriften oder Vereinbarungen mit derzeitigen oder frü-
heren Eigentümern und Eigentümerinnen des Archivgutes nichts anderes ergibt.

(2) Der Zweck der Nutzung, der persönlicher, amtlicher, wissenschaftlicher, pädagogi-
scher, publizistischer oder gewerblicher Art sein kann, muss dargelegt werden.

(3) Möglichkeiten der Benutzung:

1. Archivgut wird grundsätzlich durch persönliche Einsichtnahme im Archiv be-
nutzt.

2. Weiterhin ist eine mündliche oder schriftliche Auskunftserteilung möglich, die ei-
ne Vorlage oder Abgabe von Kopien, Abschriften oder anderen Reproduktionen 
gemäß Verwaltungskostensatzung einschließen kann.

3. Die schriftliche oder mündliche Auskunftserteilung kann sich auf Hinweise zu 
einschlägigem Archivgut beschränken.

(4) Über die Erteilung der Benutzungsgenehmigung und die Art der Benutzung entschei-
det das Stadtarchiv auf Grundlage der Archivsatzung.

§ 6
Benutzungsantrag

(1) Die Benutzung ist schriftlich zu beantragen. Die benutzende Person hat sich auf Ver-
langen auszuweisen.

(2) Im Benutzungsantrag sind der Name, der Vorname und die Anschrift der benutzenden 
Person, das Benutzungsvorhaben, der überwiegende Benutzungszweck und die Art 
der Auswertung, ggf. auch der Name und die Anschrift der den Auftrag gebenden Per-
son oder Institution, anzugeben. Ist die benutzende Person minderjährig, hat sie dies 
anzuzeigen. Für jedes Benutzungsvorhaben ist ein eigener Benutzungsantrag zu stel-
len.

(3) Die benutzende Person hat sich zur Beachtung der Archivsatzung zu verpflichten.

(4)  Bei schriftlichen oder mündlichen Anfragen kann auf einen schriftlichen 
 Benutzungsantrag verzichtet werden.

§ 7
Schutzfristen

Die Benutzung von Unterlagen, die einer Schutzfrist unterliegen, richtet sich nach § 13 und 
§ 12 Abs. 3 Hessisches Archivgesetz (HArchivG).
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§ 8
Einschränkung oder Versagung der

Benutzungsgenehmigung

(1) Die Benutzung des Stadtarchivs ist einzuschränken oder zu versagen, wenn Grund zu 
der Annahme besteht, dass

1. dem Wohl der Stadt, dem Wohl des Landes Hessen oder eines anderen Landes 
der Bundesrepublik Deutschland oder dem Wohl der Bundesrepublik Deutschland 
wesentliche Nachteile erwachsen oder

2. schutzwürdige Belange Dritter beeinträchtigt werden.

(2) Darüber hinaus kann die Benutzung des Stadtarchivs auch aus anderen wichtigen 
Gründen eingeschränkt oder versagt werden, insbesondere wenn

1. Vereinbarungen mit derzeitigen oder früheren Eigentümern und Eigentümerin-
nen entgegenstehen,

2. die antragstellende Person schwerwiegend gegen die Archivsatzung verstößt 
oder ihr erteilte Auflagen nicht eingehalten hat,

3. der Ordnungszustand des Archivgutes eine Benutzung nicht zulässt,

4. der Erhaltungszustand des Archivgutes gefährdet würde,

5. Archivgut aus dienstlichen Gründen oder wegen gleichzeitiger anderweitiger 
Benutzung nicht verfügbar ist oder 

6. der Benutzungszweck anderweitig, insbesondere durch Einsichtnahme in allge-
mein zugängliche Druckwerke oder in Reproduktionen erreicht werden kann. 

(3) Die Benutzungsgenehmigung kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen (Auflagen, 
Bedingungen, Befristungen) versehen werden. Sie kann widerrufen oder zurückge-
nommen werden, insbesondere wenn:

1. Angaben im Benutzungsantrag nicht oder nicht mehr zutreffen,

2. nachträglich Gründe bekannt werden, die zur Versagung der Benutzung geführt 
hätten,

3. die benutzende Person schwerwiegend gegen die Archivsatzung verstößt oder 
ihr erteilte Nebenbestimmungen nicht einhält oder

4. die benutzende Person Urheber- und Persönlichkeitsschutzrechte sowie 
schutzwürdige Belange Dritter nicht beachtet.

§ 9
Ort und Zeit der Benutzung

(1) Das Archivgut wird während der festgesetzten Öffnungszeiten im Leseraum zur Ein-
sichtnahme vorgelegt.

(2) Das Betreten der Magazine durch benutzende Personen ist untersagt.
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(3) Die benutzende Person hat sich im Leseraum so zu verhalten, dass andere Personen 
nicht behindert oder belästigt werden. Zum Schutz des Archivgutes ist es insbeson-
dere untersagt, im Leseraum zu essen oder zu trinken. Taschen und Mäntel dürfen 
nicht in den Leseraum mitgenommen werden.

(4) Ausnahmen sind mit vorheriger Zustimmung des Archivpersonals zulässig.

§ 10
Vorlage von Archivgut

(1) Archivgut ist sorgfältig zu behandeln und in gleicher Ordnung und in gleichem Zustand 
wie es vorgelegt wurde, spätestens am Ende der jeweiligen Öffnungszeit wieder zu-
rückzugeben. Es ist untersagt, Archivgut zu beschädigen oder zu verändern.

(2) Bemerkt die benutzende Person Schäden an dem Archivgut, so hat sie dies unverzüg-
lich dem Archivpersonal anzuzeigen.

(3) Das Stadtarchiv kann den Umfang des gleichzeitig vorzulegenden Archivgutes be-
schränken; es kann die Bereithaltung der Benutzung zeitlich begrenzen.

(4) Auf die Versendung von Archivgut zur Benutzung außerhalb des Stadtarchivs besteht 
kein Anspruch. Ausnahmsweise kann Archivgut an andere öffentliche Archive und zu 
Ausstellungszwecken auf Kosten der Ausleihenden ausgeliehen werden. Die Versen-
dung kann von Auflagen abhängig gemacht werden. Eine Ausleihe zur Benutzung au-
ßerhalb von Archiv- oder Ausstellungsräumen ist ausgeschlossen.

§ 11
Reproduktionen und Editionen

(1) Die Anfertigung von Reproduktionen und deren Publikation sowie die Edition von Ar-
chivgut bedürfen der Zustimmung des Stadtarchivs. Die Reproduktionen dürfen nur für 
den freigegebenen Zweck unter der Angabe der Fundstelle verwendet werden.

(2) Die Herstellung von Reproduktionen fremden Archivgutes bedarf der schriftlichen Zu-
stimmung der Eigentümerin oder des Eigentümers.

§ 12
Auswertung des Archivgutes

(1) Die benutzende Person hat bei der Auswertung der aus dem Archivgut gewonnenen 
Erkenntnisse die Rechte der Universitätsstadt Marburg sowie die Urheber- und Per-
sönlichkeitsrechte Dritter zu wahren. Sie hat die Universitätsstadt Marburg auf Verlan-
gen von Ansprüchen Dritter durch schriftliche Erklärung freizustellen.

(2) Bei der Veröffentlichung aus dem Archivgut gewonnener Erkenntnisse ist die Fundstel-
le anzugeben.
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§ 13
Belegexemplar

(1) Wird eine Arbeit unter wesentlicher Verwendung von Archivgut des Stadtarchivs ver-
fasst, sind Benutzende verpflichtet, dem Stadtarchiv kostenlos und unaufgefordert ein 
Belegexemplar zu überlassen. Dies gilt auch für Manuskripte und die Veröffentlichung 
von Reproduktionen. Auf die Abgabe kann in Ausnahmefällen verzichtet werden.

(2) Beruht die Arbeit nur teilweise auf Archivgut des Stadtarchivs, so hat die benutzende 
Person unaufgefordert die Drucklegung mit den genauen bibliographischen Angaben 
anzuzeigen und kostenlos Kopien der entsprechenden Seiten zur Verfügung zu stel-
len.

(3) Wird die Arbeit in einem elektronischen Netzwerk (z. B. Internet) veröffentlicht, so hat 
die benutzende Person dem Stadtarchiv unaufgefordert die entsprechende Adresse 
mitzuteilen. Bei zugangsbeschränkten Angeboten ist dem Stadtarchiv kostenloser Zu-
griff zur Sicherung eines Belegexemplares in elektronischer Form zu gewähren. § 13 
Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 14
Rechte betroffener Personen

Das Recht betroffener Personen auf Auskunft aus dem Archivgut und auf Berichtigung von 
Unterlagen richtet sich nach § 15 HArchivG.

§ 15
Haftung

(1) Die benutzende Person haftet für die von ihr verursachten Verluste oder Beschädigun-
gen des überlassenen Archivgutes sowie für sonstige bei der Benutzung des Stadtar-
chivs verursachten Schäden. Dies gilt nicht, wenn die benutzende Person nachweist, 
dass sie kein Verschulden trifft.

(2) Die Universitätsstadt Marburg haftet nur für Schäden, die auf Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit bei der Vorlage von Archivgut oder Reproduktionen zurückzuführen sind.

§ 16
Gebühren

(1) Die Erhebung von Gebühren und Auslagen (z. B. Reproduktionskosten) richtet sich 
nach der Verwaltungskostensatzung der Universitätsstadt Marburg in der jeweils gülti-
gen Fassung.

(2) Bei der Benutzung des Archivgutes für wissenschaftliche, ortsgeschichtliche oder Un-
terrichtszwecke kann auf die Erhebung von Gebühren verzichtet werden. Gleiches gilt, 
wenn ein städtisches Interesse an der Benutzung des Archivgutes besteht oder wirt-
schaftliche Gründe der benutzenden Person dies rechtfertigen.
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§ 17
Inkrafttreten

Diese Archivsatzung tritt am Tage nach ihrer amtlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Archivsatzung vom 25.03.2002 außer Kraft.

Marburg, den xx.xx.xxxx

Der Magistrat 
der Universitätsstadt Marburg

gez.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

……………………………………………………………………………………………………………
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg vom xx.xx.xxxx. 
Amtlich bekannt gegeben auf der städtischen Internetseite mit Hinweisbekanntmachung in der 
Oberhessischen Presse am xx.xx.xxxx. In Kraft getreten am xx.xx.xxxx.
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